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Dringliches Standesbegehren SVP-Fraktion / Die Mitte-EVP-Fraktion / FDP-Fraktion: 

«Einführung von Bezahlkarten für Personen des Asylbereichs 

 

 

Der Deutsche Bundestag hat am 12. April 2024 beschlossen, dass Flüchtlinge die finanziellen 

staatlichen Leistungen neu auch in der Form von Bezahlkarten erhalten können, die als Debit-

karten konzipiert sind. Diese können in Geschäften genutzt werden, die auch Kreditkarten ak-

zeptieren, wobei das Guthaben nur im Inland ausgegeben werden kann und Überweisungen 

ins Ausland nicht möglich sind. 

 

Bereits vor dem Beschluss des Bundestags wurden in einigen Regionen Deutschlands probe-

weise Bezahlkarten eingeführt und die Rückmeldungen der teilnehmenden Gemeinden zeig- 

ten, dass die Debitkarten wirksam sind gegen den Missbrauch der staatlichen Leistungen durch 

Flüchtlinge. Zudem verringerte sich der Verwaltungsaufwand für die zuständigen Behörden be-

trächtlich. 

 

Die Schweiz sollte die positiven Erfahrungen Deutschlands mit den Bezahlkarten nutzen und 

diese ebenfalls für die finanzielle Sozialhilfe zugunsten der Personen des Asylbereichs einset-

zen. Aus Gründen der Effizienz sollte die Einführung jedoch koordiniert erfolgen und ein ein- 

heitliches System vom Bund ausgearbeitet werden, unter gleichzeitiger Berücksichtigung des 

Föderalismus und der Kantonsautonomie. 

 

Das Präsidium wird eingeladen, bei der Bundesversammlung eine Standesinitiative mit folgen-

dem Inhalt einzureichen: 

 

Der Kantonsrat lädt die Bundesversammlung ein, die notwendigen Rahmenbedingungen  

und Voraussetzungen zu schaffen, um den Kantonen zu ermöglichen, den Personen des  

Asylbereichs für die finanzielle Sozialhilfe Bezahlkarten anstelle von Bargeld auszuhändigen.» 

 

 

29. April 2024 SVP-Fraktion 

 Die Mitte-EVP-Fraktion 

 FDP-Fraktion 


